
BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2021/481 DES RATES 

vom 22. März 2021 

zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2020/1999 über restriktive Maßnahmen gegen schwere 
Menschenrechtsverletzungen und -verstöße 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2020/1999 des Rates vom 7. Dezember 2020 über restriktive Maßnahmen gegen 
schwere Menschenrechtsverletzungen und -verstöße (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 7. Dezember 2020 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2020/1999 angenommen. 

(2) In der Erklärung des Hohen Vertreters im Namen der Europäischen Union zur weltweiten Sanktionsregelung der EU 
im Bereich der Menschenrechte vom 8. Dezember 2020 haben die Union und ihre Mitgliedstaaten ihr starkes 
Bekenntnis für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte in der Welt bekräftigt. Die weltweite Sanktions
regelung der EU im Bereich der Menschenrechte unterstreicht die Entschlossenheit der Union, ihre Rolle bei der 
Bekämpfung schwerer Menschenrechtsverletzungen und -verstöße weltweit zu stärken. Es ist ein strategisches Ziel 
der Union, dass alle Menschen in den tatsächlichen Genuss der Menschenrechte kommen. Die Achtung der 
Menschenwürde, der Freiheit, der Demokratie, der Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte sind 
Grundwerte der Union und ihrer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. 

(3) Am 2. März 2021 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2021/372 (2) angenommen, mit dem vier russische Personen 
benannt wurden, die für schwere Menschenrechtsverletzungen in Russland, einschließlich willkürlicher Festnahmen 
und Inhaftierungen, sowie für die weitverbreitete und systematische Unterdrückung des Rechts auf friedliche 
Versammlung und der Vereinigungsfreiheit sowie der Meinungsfreiheit und des Rechts auf freie Meinungsäußerung 
verantwortlich sind. 

(4) Die Union ist weiterhin äußerst besorgt über die schweren Menschenrechtsverletzungen und -verstöße in 
unterschiedlichen Teilen der Welt — wie Folter, außergerichtliche Hinrichtungen, Verschwindenlassen und 
Zwangsarbeit —, die von Einzelpersonen und Organisationen in China, der Demokratischen Volksrepublik Korea 
(DVRK), Libyen, Eritrea, Südsudan und Russland begangen werden. 

(5) In diesem Zusammenhang sollten 11 Personen und vier Organisationen in die im Anhang des Beschlusses (GASP) 
2020/1999 enthaltene Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die 
restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden. 

(6) Der Beschluss (GASP) 2020/1999 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert. 

(1) ABl. L 410 I vom 7.12.2020, S. 13.
(2) Beschluss (GASP) 2021/372 des Rates vom 2. März 2021 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2020/1999 über restriktive 

Maßnahmen gegen schwere Menschenrechtsverletzungen und -verstöße (ABl. L 71 I vom 2.3.2021, S. 6).
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Artikel 2 

Der vorliegende Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 22. März 2021.  

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BORRELL FONTELLES     
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ANHANG 

Der Anhang des Beschlusses (GASP) 2020/1999 wird wie folgt geändert: 

1. Die Liste der natürlichen Personen unter Abschnitt A. „Natürliche Personen“ wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift der zweiten Spalte („Namen (Transliteration der russischen Schreibweise)“) wird durch „Namen (Transliteration in das lateinische Alphabet)“ ersetzt; 

b) die Überschrift der dritten Spalte („Namen (russische Schreibweise)“) wird durch „Namen“ ersetzt; 

c) Folgendes wird angefügt:  

Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

„5. ZHU Hailun 朱海仑 
(chinesische 
Schreibweise) 

Position(en): Ehemaliger 
stellvertretender Leiter des 13. 
Volkskongresses des 
Uigurischen Autonomen 
Gebiets Xinjiang (Xinjiang 
Uyghur Autonomous 
Region — XUAR) 

Geburtsdatum: Januar 1958 

Geburtsort: Lianshui, Jiangsu 
(China) 

Staatsangehörigkeit: 
chinesisch 

Geschlecht: männlich 

Ehemaliger Sekretär des Ausschusses für Politik und Recht des Uigurischen 
Autonomen Gebiets Xinjiang (XUAR) und ehemaliger stellvertretender Sekretär 
des Parteikomitees des XUAR (2016-2019). Ehemaliger stellvertretender Leiter des 
13. Volkskongresses des XUAR, einer regionalen gesetzgebenden Einrichtung (von 
2019 bis Februar 2021). 

22.3.2021     

Als Sekretär des Ausschusses für Politik und Recht des XUAR (2016-2019) war Zhu 
Hailun für die Wahrung der internen Sicherheit und die Rechtsdurchsetzung im 
XUAR verantwortlich. Als solcher hatte er eine politische Schlüsselposition bei der 
Aufsicht und Umsetzung eines gegen Uiguren und Angehörige anderer 
muslimischer ethnischer Minderheiten gerichteten groß angelegten Überwachungs-, 
Internierungs- und Indoktrinationsprogramms inne. Zhu Hailun wird als ‚Architekt‘ 
dieses Programms bezeichnet. Aus diesem Grund ist er für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in China verantwortlich, insbesondere für die 
willkürliche Masseninternierung von Uiguren und Angehörigen anderer 
muslimischer ethnischer Minderheiten.      

Als stellvertretender Leiter des 13. Volkskongresses des XUAR (von 2019 bis 
Februar 2021) hat Zhu Hailun weiterhin entscheidenden Einfluss im XUAR 
genommen, wo das gegen Uiguren und Angehörige anderer muslimischer 
ethnischer Minderheiten gerichtete, groß angelegte Überwachungs-, 
Internierungs- und Indoktrinationsprogramm weiterhin durchgeführt wird.  
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. WANG Junzheng 王君正 
(chinesische 
Schreibweise) 

Position(en): Parteisekretär 
des Xinjiang Produktions- und 
Aufbau-Korps (Xinjiang 
Production and Construction 
Corps — XPCC) und 
stellvertretender Sekretär des 
Parteikomitees des 
Uigurischen Autonomen 
Gebiets Xinjiang in China 
(Xinjiang Uyghur 
Autonomous Region) 
Politikkommissar des XPCC 
und Geschäftsführer der 
China Xinjian Group 

Geburtsdatum: Mai 1963 

Geburtsort: Linyi, Shandong 
(China) 

Staatsangehörigkeit: 
chinesisch 

Geschlecht: männlich 

Seit April 2020 Parteisekretär des Xinjiang Produktions- und Aufbau-Korps 
(XPCC) und stellvertretender Sekretär des Parteikomitees des Uigurischen 
Autonomen Gebiets Xinjiang in China (XUAR) sowie seit Mai 2020 
Politikkommissar des XPCC. Ehemaliger Sekretär des Ausschusses für Politik und 
Recht des XUAR (von Februar 2019 bis September 2020). Wang Junzheng hat 
auch andere führende Positionen im XPCC inne. 

Das XPCC ist eine staatseigene wirtschaftliche und paramilitärische Organisation 
im XUAR, die als Verwaltungsbehörde fungiert und die wirtschaftlichen 
Tätigkeiten in Xinjiang kontrolliert. 

22.3.2021     

Seit 2020 ist Wang Junzheng als Parteisekretär und Politikkommissar des XPCC an 
der Aufsicht über alle durch das XPCC durchgeführten Maßnahmen beteiligt. In 
dieser Position ist er für schwere Menschenrechtsverletzungen in China 
verantwortlich, insbesondere für die massenhafte willkürliche Internierung und 
erniedrigende Behandlung von Uiguren und Angehörigen anderer muslimischer 
ethnischer Minderheiten sowie systematische Verstöße gegen die Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit dieser Menschen — beispielsweise im Zuge der 
Durchführung des gegen Uiguren und Angehörige anderer muslimischer 
ethnischer Minderheiten gerichteten groß angelegten Überwachungs-, 
Internierungs- und Indoktrinationsprogramms des XPCC.      

Er ist ebenfalls dafür verantwortlich, dass das XPCC Uiguren und Angehörige 
anderer muslimischer ethnischer Minderheiten systematisch als Zwangsarbeiter, 
insbesondere auf Baumwollfeldern, einsetzt. 

Seit 2020 ist Wang Junzheng als stellvertretender Sekretär des Parteikomitees des 
XUAR an der Aufsicht über alle in Xinjiang durchgeführten 
Sicherheitsmaßnahmen verantwortlich, einschließlich des genannten, gegen 
Uiguren und Angehörige anderer muslimischer ethnischer Minderheiten  
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

gerichteten Programms. Als Sekretär des Ausschusses für Politik und Recht des 
XUAR (von Februar 2019 bis September 2020), war Wang Junzheng für die 
Wahrung der internen Sicherheit und die Rechtsdurchsetzung im XUAR 
verantwortlich. Als solcher hatte er eine politische Schlüsselposition bei der 
Aufsicht und Umsetzung des genannten Programms inne. 

7. WANG Mingshan 王明山 
(chinesische 
Schreibweise) 

Position(en): Mitglied des 
ständigen Ausschusses des 
Parteikomitees des 
Uigurischen Autonomen 
Gebiets Xinjiang (Xinjiang 
Uyghur Autonomous 
Region — XUAR) und 
Sekretär des Ausschusses für 
Politik und Recht des XUAR 

Geburtsdatum: Januar 1964 

Geburtsort: Wuwei, Gansu 
(China) 

Staatsangehörigkeit: 
chinesisch 

Geschlecht: männlich 

Seit September 2020 Mitglied des ständigen Ausschusses des Parteikomitees des 
Uigurischen Autonomen Gebiets Xinjiang (XUAR) und Sekretär des Ausschusses 
für Politik und Recht des XUAR. Ehemaliger Direktor und stellvertretender 
Parteisekretär des Büros für Öffentliche Sicherheit von Xinjiang (Xinjiang Public 
Security Bureau — XPSB) von 2017 bis Januar 2021. 

22.3.2021     

Seit September 2020 ist Wang Mingshan als Sekretär des Ausschusses für Politik 
und Recht des XUAR für die Wahrung der internen Sicherheit und die 
Rechtsdurchsetzung im XUAR verantwortlich. Als solcher hat er eine politische 
Schlüsselposition bei der Aufsicht eines gegen Uiguren und Angehörige anderer 
muslimischer ethnischer Minderheiten gerichteten groß angelegten 
Überwachungs-, Internierungs- und Indoktrinationsprogramms inne.      

Als ehemaliger Direktor und stellvertretender Parteisekretär des XPSB (von 2017 
bis Januar 2021) hatte er eine Schlüsselposition im Sicherheitsapparat von 
Xinjiang inne und war direkt für die Umsetzung des genannten Programms 
zuständig. Insbesondere hat das XPSB die integrierte Plattform für gemeinsame 
Operationen (Integrated Joint Operations Platform — IJOP) eingesetzt, ein Big- 
Data-Programm, das dafür genutzt wird, Millionen Uiguren in der Region Xinjiang 
zu verfolgen und die als ‚potenziell gefährlich‘ erachteten Personen für die 
Verbringung in Internierungslager zu kennzeichnen.  
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

In seiner derzeitigen Position und aufgrund seiner früheren Funktionen ist Wang 
Mingshan für schwere Menschenrechtsverletzungen in China verantwortlich, 
insbesondere für die willkürliche Masseninternierung und die erniedrigende 
Behandlung von Uiguren und Angehörigen anderer muslimischer ethnischer 
Minderheiten sowie für systematische Verletzungen ihrer Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit 

8. CHEN Mingguo 陈明国 
(chinesische 
Schreibweise) 

Position(en): Direktor des 
Büros für öffentliche 
Sicherheit von Xinjiang 
(Xinjiang Public Security 
Bureau — XPSB) und 
stellvertretender Vorsitzender 
der Volksregierung des 
Uigurischen Autonomen 
Gebiets Xinjiang (Xinjiang 
Uyghur Autonomous 
Region — XUAR) 

Geburtsdatum: Oktober 1966 

Geburtsort: Yilong, Sichuan 
(China) 

Staatsangehörigkeit: 
chinesisch 

Geschlecht: männlich 

Seit Januar 2021 Direktor des Büros für öffentliche Sicherheit von Xinjiang (XPSB) 
und stellvertretender Vorsitzender der Volksregierung des Uigurischen 
Autonomen Gebiets Xinjiang (XUAR). 

22.3.2021     

Als Direktor des XPSB hat Chen Mingguo eine Schlüsselposition im 
Sicherheitsapparat von Xinjiang inne und ist direkt an der Umsetzung eines gegen 
Uiguren und Angehörige anderer muslimischer ethnischer Minderheiten 
gerichteten groß angelegten Überwachungs-, Internierungs- und 
Indoktrinationsprogramms beteiligt. Insbesondere hat das XPSB die integrierte 
Plattform für gemeinsame Operationen (Integrated Joint Operations Platform — 
IJOP) eingesetzt, ein Big-Data-Programm, das dafür genutzt wird, Millionen 
Uiguren in der Region Xinjiang zu verfolgen und die als ‚potenziell gefährlich‘ 
erachteten Personen für die Verbringung in Internierungslager zu kennzeichnen. 
Chen Mingguo ist daher für schwere Menschenrechtsverletzungen in China 
verantwortlich, insbesondere für willkürliche Inhaftierungen und die 
erniedrigende Behandlung von Uiguren und Angehörigen anderer muslimischer 
ethnischer Minderheiten sowie für systematische Verletzungen ihrer Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit.  
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

9. JONG Kyong-thaek 
(alias CHO’NG, Kyo’ng- 
t’aek) 

정경택 
(koreanische 
Schreibweise) 

Position(en): Minister für 
Staatssicherheit der 
Demokratischen 
Volksrepublik Korea (DVRK) 

Geburtsdatum: zwischen dem 
1.1.1961 und dem 
31.12.1963 

Staatsangehörigkeit: 
nordkoreanisch 

Geschlecht: männlich 

Jong Kyong-thaek ist seit 2017 Minister für Staatssicherheit der Demokratischen 
Volksrepublik Korea (DVRK). 
Das Ministerium für Staatssicherheit der DVRK ist eine der Institutionen, die 
maßgeblich für die Umsetzung der repressiven Sicherheitspolitik der DVRK 
verantwortlich sind, wobei ein Schwerpunkt auf der Ermittlung und 
Unterdrückung von Kritik an der Politik, von Einflüssen ‚subversiver‘ 
Informationen aus dem Ausland und von jeglichem anderen Verhalten, das als 
ernsthafte politische Gefahr für das politische System und die Führung erachtet 
wird. 

22.3.2021     

Als Minister für Staatssicherheit ist Jong Kyong-thaek für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in der DVRK verantwortlich, insbesondere für Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen und Tötungen, 
das Verschwindenlassen von Personen und willkürliche Festnahmen oder 
Inhaftierungen sowie für weitverbreitete Zwangsarbeit und sexuelle Gewalt gegen 
Frauen.  

10. RI Yong Gil 
(alias RI Yong Gi, RI 
Yo’ng-kil, YI Yo’ng-kil) 

리영길 
(koreanische 
Schreibweise) 

Position(en): Minister für 
soziale Sicherheit der 
Demokratischen 
Volksrepublik Korea (DVRK) 

Geburtsdatum: 1955 

Staatsangehörigkeit: 
nordkoreanisch 

Geschlecht: männlich 

Ri Yong Gil ist seit Januar 2021 Minister für soziale Sicherheit der Demokratischen 
Volksrepublik Korea (DVRK) und ehemaliger Generalstabschef der koreanischen 
Volksarmee (zwischen 2018 und Januar 2021). 

Das Ministerium für soziale Sicherheit der DVRK (ehemals bekannt als 
Ministerium für Volkssicherheit oder Ministerium für die öffentliche Sicherheit) ist 
eine der Institutionen, die maßgeblich für die Umsetzung der repressiven 
Sicherheitspolitik der DVRK verantwortlich sind, einschließlich der Befragung und 
Bestrafung von Personen, die ‚illegal‘ aus der DVRK flüchten. Das Ministerium für 
soziale Sicherheit ist über seine Gefängnisbehörde insbesondere für das Betreiben 
von Straflagern und Arbeitslagern für Kurzinhaftierungen verantwortlich, in 
denen Gefangene/Inhaftierte vorsätzlichem Aushungern und anderen 
unmenschlichen Behandlungen ausgesetzt sind. 

22.3.2021     

Als Minister für soziale Sicherheit ist Ri Yong Gil für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in der DVRK verantwortlich, insbesondere für Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen und Tötungen, 
das Verschwindenlassen von Personen und willkürliche Festnahmen oder 
Inhaftierungen sowie für weitverbreitete Zwangsarbeit und sexuelle Gewalt gegen 
Frauen.  
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

Als ehemaliger Generalstabschef der koreanischen Volksarmee ist Ri Yong Gil 
auch für die weit verbreiteten schweren Menschenrechtsverletzungen, die die 
koreanische Volksarmee begangen hat, verantwortlich. 

11. Mohammed Khalifa 
AL-KANI (alias 
Mohamed Khalifa 
Abderrahim Shaqaqi 
AL-KANI, Mohammed 
AL-KANI, Muhammad 
Omar AL-KANI) 

دمحمةفيلخيناكلا
(arabische 
Schreibweise) 

Position(en): Anführer der 
Kanijat-Miliz 

Geburtsdatum: 3.5.1979 

Staatsangehörigkeit: libysch 

Reisepass-Nr.: F86JKFJF 

Geschlecht: männlich 

Mohammed Khalifa Al-Kani ist Anführer der Kanijat-Miliz, die zwischen 2015 
und Juni 2020 die Kontrolle über die libysche Stadt Tarhuna hatte. In dieser 
Funktion beaufsichtigt er sämtliche Tätigkeiten der Kanijat-Miliz. In seiner 
Funktion als Anführer der Kanijat- Miliz ist er für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Libyen verantwortlich, insbesondere für 
außergerichtliche Tötungen und das Verschwindenlassen von Personen in Tarhuna 
zwischen 2015 und Juni 2020. 

Mohammed Khalifa Al-Kani und die Kanijat-Miliz sind Anfang Juni 2020 aus 
Tarhuna in den Osten Libyens geflüchtet. Danach wurden in Tarhuna mehrere 
Massengräber entdeckt, die der Kanijat-Miliz zugeschrieben werden. 

22.3.2021 

12. Abderrahim AL-KANI 
(alias Abdul-Rahim 
AL-KANI, Abd-al- 
Rahim AL-KANI) 

دبعيناكلاميحرلا
(arabische 
Schreibweise) 

Position(en): Mitglied der 
Kanijat-Miliz 

Geburtsdatum: 7.9.1997 

Staatsangehörigkeit: libysch 
Reisepass-Nr.: PH3854LY 

Personalausweis-Nr.: 
119970331820 

Geschlecht: männlich 

Abderrahim Al-Kani ist ein wichtiges Mitglied der Kanijat-Miliz und Bruder des 
Anführers der Kanijat-Miliz, Mohammed Khalifa Al-Khani. Die Kanijat-Miliz hatte 
zwischen 2015 und Juni 2020 die Kontrolle über die libysche Stadt Tarhuna. 

Abderrahim Al-Kani ist für die interne Sicherheit der Kanijat-Miliz zuständig. In 
dieser Funktion ist er für schwere Menschenrechtsverletzungen in Libyen 
verantwortlich, insbesondere außergerichtliche Tötungen und das 
Verschwindenlassen von Personen in Tarhuna zwischen 2015 und Juni 2020. 

22.3.2021     

Abderrahim Al-Kani und die Kanijat-Miliz sind Anfang Juni 2020 aus Tarhuna in 
den Osten Libyens geflüchtet. Danach wurden in Tarhuna mehrere Massengräber 
entdeckt, die der Kanijat-Miliz zugeschrieben werden.  

13. Aiub Vakhaevich 
KATAEV 
(alias Ayubkhan 
Vakhaevich KATAEV) 

Аюб Вахаевич 
КАТАЕВ 

(alias Аюбхан 
Вахаевич КАТАЕВ) 
(russische 
Schreibweise) 

Position(en): Abteilungsleiter 
des Innenministeriums der 
Russischen Föderation in der 
Stadt Argun in der Republik 
Tschetschenien 

Abteilungsleiter des Innenministeriums der Russischen Föderation in der Stadt 
Argun in der Republik Tschetschenien. 

22.3.2021 
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

Geburtsdatum: 1.12.1980 
oder 1.12.1984 
Staatsangehörigkeit: russisch 
Geschlecht: männlich     

In seiner Funktion als Abteilungsleiter des Innenministeriums der Russischen 
Föderation in Argun überwacht Aiub Kataev die Tätigkeiten der lokalen 
Staatssicherheits- und Polizeibehörden. In dieser Position überwacht er persönlich 
weit verbreitete und systematische Verfolgungen in Tschetschenien, die 2017 
begonnen haben. Die Unterdrückung richtet sich gegen lesbische, schwule, bi-, 
trans- und intersexuelle Personen (LGBTI), Personen, von denen angenommen wird, 
dass sie zu LGBTI-Gruppen gehören, und andere Personen, die verdächtigt werden, 
in Opposition gegen den Staatschef der Republik Tschetschenien, Ramzan Kadyrov, 
zu stehen. Aiub Kataev und unter seinem Befehl stehende Kräfte sind für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Russland verantwortlich, insbesondere für Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung sowie 
willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen und außergerichtliche oder 
willkürliche Hinrichtungen und Tötungen.      
Zahlreichen Zeugen zufolge hat Aiub Kataev persönlich die Folterung von 
Inhaftierten überwacht und sich daran beteiligt.  

14. Abuzaid (Abuzayed) 
Dzhandarovich 
VISMURADOV 

Абузайд 
Джандарович 
ВИСМУРАДОВ 
(russische 
Schreibweise) 

Position(en): Befehlshaber der 
Einheit ‚Terek‘ der 
Spezialeinsatzkräfte (SOBR), 
stellvertretender 
Ministerpräsident der Republik 
Tschetschenien, inoffizieller 
Leibwächter des Staatschefs der 
Republik Tschetschenien, 
Ramzan Kadyrov 
Geburtsdatum: 24.12.1975 
Geburtsort: Akhmat-Yurt/ 
Khosi-Yurt, ehemalige 
Tschetscheno-Inguschische 
Autonome Sozialistische 
Sowjetrepublik (ASSR), jetzt 
Republik Tschetschenien 
(Russische Föderation) 
Staatsangehörigkeit: russisch 
Geschlecht: männlich 

Befehlshaber der Einheit ‚Terek‘ der Spezialeinsatzkräfte (SOBR), stellvertretender 
Ministerpräsident der Republik Tschetschenien, inoffizieller Leibwächter des 
Staatschefs der Republik Tschetschenien, Ramzan Kadyrov 
Abuzaid Vismuradov ist seit Mai 2012 Befehlshaber der Einheit ‚Terek‘ der SOBR. 
In dieser Position überwacht er persönlich die weit verbreitete und systematische 
Verfolgung in Tschetschenien, die 2017 begonnen hat. Die Unterdrückung richtet 
sich gegen lesbische, schwule, bi-, trans- und intersexuelle Personen (LGBTI), 
Personen, von denen angenommen wird, dass sie zu LGBTI-Gruppen gehören, 
und andere Personen, die verdächtigt werden, in Opposition gegen den Staatschef 
der Republik Tschetschenien, Ramzan Kadyrov, zu stehen. 

22.3.2021     

Abuzaid Vismuradov und die unter seinem Befehl stehende Einheit ‚Terek‘ sind für 
schwere Menschenrechtsverletzungen in Russland verantwortlich, insbesondere 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung sowie 
willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen und außergerichtliche oder 
willkürliche Hinrichtungen und Tötungen.   
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Namen (Transliteration in 
das lateinische Alphabet) Namen Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

Zahlreichen Zeugen zufolge hat Abuzaid Vismuradov persönlich die Folterung 
von Inhaftierten überwacht und sich daran beteiligt. Er ist ein enger Gefährte von 
Ramzan Kadyrov, Staatschef der Republik Tschetschenien, der seit Jahren eine 
Kampagne der Unterdrückung gegen seine politischen Gegner führt. 

15. Gabriel Moses LOKUJO - Position(en): Hochrangiger 
Offizier der südsudanesischen 
Volksverteidigungsarmee 
(South Sudan People’s Defense 
Forces — SSPDF) 
Staatsangehörigkeit: 
südsudanesisch 
Geschlecht: männlich 

Generalmajor der südsudanesischen Volksverteidigungsarmee (South Sudan 
People’s Defense Forces — SSPDF). 
Gabriel Moses Lokujo ist verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen 
im Südsudan, insbesondere außergerichtliche, summarische oder willkürliche 
Hinrichtungen und Tötungen. 
Im Mai 2020 wurden drei Offiziere der Sudanesischen Volksbefreiungsarmee in 
Opposition (Sudan People’s Liberation Army in Opposition SPLA-IO) auf 
Generalmajor Lokujos Befehl entführt und hingerichtet. 

22.3.2021“     

Generalmajor Lokujo ist im September 2020 von der SPLA-IO zur SSPDF 
übergelaufen und ist verantwortlich für die anschließenden Zusammenstöße im 
und um das Trainingszentrum von Moroto in Zentral-Äquatoria. In der Folge 
wurden in den letzten drei Monaten des Jahres 2020 mehrere Tote und Verletzte 
auf beiden Seiten gemeldet, und Zivilpersonen wurden vertrieben, insbesondere 
im Gebiet Kajo-Keji in Zentral-Äquatoria. Die Streitkräfte von Generalmajor 
Lokujo sind in dem Gebiet geblieben, wo zahlreiche weitere Zusammenstöße 
gemeldet wurden und die Sicherheit der Zivilbevölkerung weiterhin gefährdet ist.    
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2. Folgende Einträge werden in die Liste der juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen unter Abschnitt B. („Juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen“) 
aufgenommen:  

Name (Transliteration ins 
lateinische Alphabet) Name Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Büro für öffentliche 
Sicherheit von Xinjiang 
Production and 
Construction Corps 
(Xinjiang Production and 
Construction Corps 
Public Security Bureau) 

新疆生产建设兵团 
公安局 

(chinesische 
Schreibweise) 

Anschrift: 106 Guangming 
Road, Urumqi, Xinjiang 
Uyghur Autonomous Region 
(XUAR), China 

Telefon: +86 991 598 8114 

Das Büro für öffentliche Sicherheit von Xinjiang Production and Construction 
Corps (XPCC) ist für die Umsetzung der Sicherheitspolitik von XPCC, 
einschließlich Verwaltung von Internierungslagern, zuständig. XPCC ist eine 
staatseigene wirtschaftliche und paramilitärische Organisation im Uigurischen 
Autonomen Gebiet Xinjiang in China, die als Verwaltungsbehörde fungiert und 
die wirtschaftlichen Tätigkeiten in Xinjiang kontrolliert. 

22.3.2021     

Als für die Sicherheitspolitik bei XPCC zuständige Abteilung ist das Büro für 
öffentliche Sicherheit von XPCC für schwere Menschenrechtsverletzungen in 
China verantwortlich, insbesondere die massenhafte willkürliche Internierung 
und erniedrigende Behandlung von Uiguren und Angehörigen anderer 
muslimischer ethnischer Minderheiten sowie systematische Verstöße gegen die 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit dieser Menschen — unter anderem im 
Zuge der Durchführung des gegen muslimische ethnische Minderheiten 
gerichteten groß angelegten Überwachungs-, Internierungs- und 
Indoktrinationsprogramms von XPCC. 

Im Rahmen dieses Programms setzt XPCC Uiguren und Angehörige anderer 
muslimischer ethnischer Minderheiten, insbesondere auf Baumwollfeldern, als 
Zwangsarbeiter ein. Als für die Sicherheitspolitik bei XPCC zuständige Abteilung 
ist das Büro für öffentliche Sicherheit von XPCC für den systematischen Einsatz 
von Zwangsarbeit verantwortlich.  

2. Zentrale 
Staatsanwaltschaft 
(Central Public 
Prosecutor’s Office, alias 
Office of the Prosecutor 
of the Democratic 
People’s Republic of 
Korea (DPRK)) 

조선민주주의인민 
공화국 중앙검찰소 
(koreanische 
Schreibweise)  

Die Zentrale Staatsanwaltschaft ist eine Behörde, die die Aufsicht über alle 
Strafprozesse in der Demokratischen Volksrepublik Korea (DVRK) führt, 
einschließlich Ermittlungen, Vernehmungen, Untersuchungshaft und 
Gerichtsverfahren. 

22.3.2021     

Die Behörde dient der Strafverfolgung und Bestrafung von Personen für 
Handlungen, die der politischen Linie zuwiderlaufen, wobei ihnen grundsätzlich 
kein faires Verfahren zuteilwird. Da sie die Rechte von Personen in 
Untersuchungshaft und im Strafvollzug nicht durchsetzt, trägt sie als Behörde 
außerdem die Verantwortung für schwere Menschenrechtsverletzungen in 
gewöhnlichen Haftanstalten und Untersuchungshaftanstalten. Sie arbeitet eng 
mit dem Ministerium für Staatssicherheit und dem Ministerium für soziale 
Sicherheit zusammen und ist daher für die schweren  
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Name (Transliteration ins 
lateinische Alphabet) Name Angaben zur Identität Gründe für die Aufnahme in die Liste 

Datum der 
Aufnahme in 

die Liste 

Menschenrechtsverletzungen durch den Sicherheitsapparat der DVRK, 
insbesondere Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe, außergerichtliche, summarische oder willkürliche 
Hinrichtungen und Tötungen, das Verschwindenlassen von Personen und 
willkürliche Festnahmen oder Inhaftierungen, sowie deren Legitimierung 
verantwortlich. 

3. Kaniyat Militia (Kanijat- 
Miliz), zuvor ‚7th Brigade, 
Tarhuna 7th Brigade, 
Tarhuna Brigade‘ (7. 
Brigade), alias ‚9th 
Brigade‘ (9. Brigade), 
‚Al-Kani Militia‘ (Al-Kani- 
Miliz), alias ‚Al-Kaniyat‘ 
(Al-Kanijat), alias ‚Kani 
Brigade‘ (Kani-Brigade), 
alias ‚Kaniat‘, alias 
‚Kaniyat‘, alias ‚Kanyat‘ 

 arabische) تايناكايشيلم
Schreibweise)  

Die Kanijat-Miliz ist eine libysche bewaffnete Miliz, die zwischen 2015 und 2020 
die Kontrolle über die libysche Stadt Tarhuna hatte. Nachdem die Kanijat-Miliz im 
Juni 2020 in den Osten Libyens geflohen war, wurden in Tarhuna Massengräber 
entdeckt, die der Miliz zugeschrieben werden. Die Kanijat-Miliz ist für schwere 
Menschenrechtsverletzungen, insbesondere außergerichtliche Tötungen und 
Verschwindenlassen von Personen, verantwortlich. 

22.3.2021 

4. Amt für nationale 
Sicherheit (National 
Security Office, alias 
National Security 
Agency) der Regierung 
Eritreas 

– Leitung: Generalmajor 
Abraha Kassa 

Das Amt für nationale Sicherheit der Regierung Eritreas steht unter der Leitung 
von Generalmajor Abraha Kassa und unter der Aufsicht des Büros des 
Präsidenten. Es ist in sechs Direktionen unterteilt, die sich ihrerseits in drei 
Abteilungen gliedern, die jeweils für nachrichtendienstliche Aufgaben, 
Festnahmen bzw. Vernehmungen zuständig sind. Das Amt für nationale 
Sicherheit ist für — von seinen Bediensteten begangene — schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Eritrea verantwortlich, insbesondere willkürliche 
Festnahmen, außergerichtliche Tötungen, Verschwindenlassen von Personen und 
Folter. 

22.3.2021“   
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